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Kiel, den 23.1.2003
Es gilt das gesprochene Wort

TOP 7 — Anderung des Schulgesetzes (Drs. 15/2386)
Anke Spoorendonk: ,,Der SSW befiirchtet, dass die FDP-Gesetzentwurf letztend-

lich zu einem verschiirften Wetthewerb zum Nachteil der schwicheren Schulen

fithren wird!“

Auf den ersten Blick sieht der FDP-Gesetzentwurf natiirlich verlockend aus. In Zukunft sollen El-
tern und Schiiler sich in ihrer Region freier zwischen den einzelnen Schulen der jeweiligen Schulart
entscheiden kénnen. Das ist die Zielsetzung der vorgeschlagenen Anderung des Schulgesetzes. El-
tern und Schiiler sollen sich aus den regional vorhandenen Schulen kiinftig jene Schule aussuchen

konnen, deren Schulprofil und -programm sie am meisten iiberzeugt.

Die FDP will durch diese Abschaffung der starren Schuleinzugsbereichen also mehr Wettbewerb
zwischen den Schulen und Schularten schaffen. Frei nach dem liberalen marktwirtschaftlichen Prin-
zip, dass ein freierer Wettbewerb in diesem Bereich die Qualitit des Produktes —also hier die
Leistungen der Schiilerinnen und Schiiler — verbessert. Soweit die liberale Theorie. Leider gibt es
aber wie immer im Leben einen groBen Unterschied zwischen den theoretischen Uberlegungen und

der Praxis.

Natiirlich weil3 das auch der Kollege Klug, und deswegen hat er gleich vorsorglich in seinem Ge-
setzentwurf zwei Bestimmungen eingebaut, die seine liberalen Traume wieder abschwichen. Da
wird ndmlich festgelegt, dass die Aufnahmemdoglichkeit der Schulen auch in Zukunft von ihren
rdumlichen Voraussetzungen und durch die vorhandene Unterrichtskapazitit begrenzt wird. Dazu
schldgt die FDP vor, dass Anmeldungen von Kindern und Jugendlichen, deren Wohnung in der Na-

he der jeweiligen Schule liegt, bei der Aufnahme vorrangig berticksichtigt werden sollen.



Mit dieser Abschwéchung ihrer eigenen Intentionen gibt die FDP ja eigentlich auch zu, dass ihr
Vorschlag mit grolen Problemen beladen ist. Dennoch: Trotz dieser Einschrinkung bleibt der Ge-
setzentwurf aus Sicht des SSW ungenie3bar. Wir befiirchten, dass die FDP-Vorschlige letztendlich
zu einem verschirften Wettbewerb zum Nachteil der schwécheren Schulen fithren wird. Das es so

kommen wiirde, liegt doch auf der Hand.

Dazu sehen wir natiirlich auch Probleme fiir viele Kommunen, die ja oft Tréger der verschiedenen
Schulen sind. Wenn die Schulwahl an 6ffentlichen Schulen fiir die Eltern und Schiiler vollig frei
wird, verlieren die Schultréger ihre Planungssicherheit. In letzter Konsequenz konnten die Kommu-
nen mit hohen Fixkosten bei leeren Schulen zuriickbleiben. Das kann keiner wollen. Dazu laufen
wir auch die Gefahr, dass sich die Schiilerbeforderungskosten, die ja insbesondere in den landlichen
Kommunen einen gro3en Posten ausmachen, erheblich erhohen konnten. Auch das ist nicht in 6f-

fentlichem Interesse.

Weiter ist es ja so, dass es in wirklich begriindbaren Fillen auch heute schon pragmatische Losun-
gen vor Ort gibt, wenn die Eltern und Schiiler im Einzelfall eine andere Schule als die ndachstmogli-
che wihlen. Letztendlich gibt es auch noch eine andere Moglichkeit als die Schule zu wechseln,
wenn man unzufrieden mit der Schule vor Ort ist: Sowohl die Eltern als auch die Schiilerinnen und
Schiiler haben die Mdglichkeit sich bei ihrer Schule auf demokratischem Wege zu engagieren und

mogliche Missstinde selber zu dndern.

Das wiire der richtige Weg, anstatt jetzt eine Schulpolitik a’la Carte einzufiihren, wo man sich

ohne Konsequenzen fiir die Allgemeinheit nur die Sahnestiickchen aussuchen kann.



	Es gilt das gesprochene Wort
	
	Anke Spoorendonk: „Der SSW befürchtet, dass die �



